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5 2 . Zollabkommen über die vorübergehende Einfuhr von Lehrmaterial samt Anlage
53. Europäisches Übereinkommen über die theoretische und praktische Ausbildung von diplo-

mierten Krankenpflegepersonen samt Anlagen und Empfehlungen

52.

Nachdem das am 8. Juni 1971 in Brüssel abgeschlossene Zollabkommen über die vorüber-
gehende Einfuhr von Lehrmaterial samt Anlage, welches also lautet:

(Übersetzung)

ZOLLABKOMMEN ÜBER
DIE VORÜBERGEHENDE
EINFUHR VON LEHR-

MATERIAL

PRÄAMBEL

Die VERTRAGSPARTEIEN
des vorliegenden Abkommens,
das im Rahmen des Rates für
die Zusammenarbeit auf dem
Gebiete des Zollwesens unter
Mitwirkung der Organisation
der Vereinten Nationen für
Erziehung, Wissenschaft und
Kultur (UNESCO) ausge-
arbeitet worden ist,

In der Erwägung, daß der inter-
nationale Austausch von Lehr-
material für die Entwicklung
des Unterrichts und der Be-
rufsausbildung, den unent-
behrlichen Voraussetzungen
des wirtschaftlichen und sozia-
len Fortschritts, von wesent-
licher Bedeutung ist,

In der Überzeugung, daß die
Einführung allgemeiner Er-
leichterungen für die vor-
übergehende abgabenfreie
Einfuhr von Lehrmaterial
hierzu wirksam beitragen
kann,

sind wie folgt übereinge-
kommen:

36 33
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KAPITEL I

Begriffs-
bestimmungen

Artikel 1

Im Sinne dieses Abkommens
bedeutet:

a) „Lehrmaterial" alles Mate-
rial, das für den Unter-
richt oder die Berufsaus-
bildung verwendet wird,
insbesondere Modelle, In-
strumente, Apparate, Ma-
schinen und Zubehörteile,
die in der beispielsweisen
Aufzählung von Lehr-
material in der Anlage die-
ses Abkommens angeführt
sind;

b) „Eingangsabgaben" Zölle
und alle anderen Abgaben,
Steuern, Gebühren und
sonstige Belastungen, die
anläßlich oder im Zusam-
menhang mit der Einfuhr
von Waren erhoben wer-
den, ohne die Gebühren
und Belastungen, die dem
Betrag nach ungefähr auf
die Kosten der erbrachten
Dienstleistungen be-
schränkt sind;

c) „vorübergehende Einfuhr"
das vorübergehende Ein-
bringen ohne Entrichtung
von Eingangsabgaben und
frei von Einfuhrverboten
und Einfuhrbeschränkun-
gen mit der Verpflichtung
zur Wiederausfuhr;

d) „zugelassene Anstalten"
öffentliche oder private
Lehr- oder Berufsausbil-
dungsanstalten, die im
wesentlichen keinen Er-
werbszweck verfolgen und
von den zuständigen Be-
hörden des Einfuhrlandes
dazu ermächtigt sind,
Lehrmaterial vorüberge-
hend einzuführen;

e) „Ratifikation" die Ratifi-
kation, die Annahme oder
Genehmigung;

f) „der Rat" die Organisa-
tion, die auf Grund des
am 15. Dezember 1950 in
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Brüssel geschlossenen Ab-
kommens über die Errich-
tung des Rates für die Zu-
sammenarbeit auf dem Ge-
biete des Zollwesens ge-
bildet wurde.

KAPITEL II

G e l t u n g s b e r e i c h

Artikel 2

Jede Vertragspartei verpflich-
tet sich, zur vorübergehenden
Einfuhr zuzulassen:

a) Lehrmaterial, das in ihrem
Gebiet ausschließlich für
den Unterricht oder die
Berufsausbildung verwen-
det werden soll;

b) Ersatzteile für das nach
lit. a zur vorübergehenden
Einfuhr zugelassene Lehr-
material sowie Werkzeuge,
die eigens zur Instandhal-
tung, Prüfung, Einstellung
oder Instandsetzung von
Lehrmaterial hergestellt
worden sind.

Artikel 3

Die Zulassung von Lehrmate-
rial, Ersatzteilen und Werkzeu-
gen zur vorübergehenden Ein-
fuhr kann den folgenden Be-
dingungen unterworfen werden:

a) daß sie von zugelassenen
Anstalten eingeführt und
unter deren Aufsicht und
Verantwortung verwendet
werden;

b) daß sie im Einfuhrland für
nicht gewerbliche Zwecke
verwendet werden;

c) daß sie in Mengen einge-
führt werden, die ihrer
Zweckbestimmung ange-
messen sind;

d) daß sich ihre Nämlichkeit
bei der Wiederausfuhr
feststellen läßt;

e) daß sie das Eigentum einer
natürlichen Person mit
Wohnsitz im Ausland oder
einer juristischen Person
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mit Sitz im Ausland blei-
ben, solange sie sich im
Einfuhrland befinden.

Artikel 4

Jede Vertragspartei kann die
Erfüllung der Verpflichtungen,
die sie im vorliegenden Abkom-
men eingegangen ist, ganz oder
teilweise aussetzen, wenn

a) Waren vom gleichen Lehr-
wert wie das Lehrmaterial,
dessen vorübergehende
Einfuhr beabsichtigt ist,
oder

b) Ersatzteile, die anstelle
derer verwendet werden
können, deren vorüberge-
hende Einfuhr beabsichtigt
ist,

im Einfuhrland hergestellt wer-
den und verfügbar sind.

KAPITEL III

B e s o n d e r e
B e s t i m m u n g e n

Artikel 5
Jede Vertragspartei verpflich-

tet sich, in allen Fällen, in denen
sie es für möglich hält, keine
Sicherheitsleistung für den Ein-
gangsabgabenbetrag zu verlan-
gen, sondern sich mit einer
schriftlichen Verpflichtungser-
klärung zu begnügen. Diese Ver-
pflichtungserklärung kann ent-
weder bei jeder Einfuhr oder
allgemein für einen bestimmten
Zeitraum oder gegebenenfalls
für die Dauer der Zulassung der
Anstalt verlangt werden.

Artikel 6

1. Zur vorübergehenden Ein-
fuhr zugelassenes Lehrmaterial
ist von dem Tag der Einfuhr
an innerhalb von sechs Monaten
wieder auszuführen. Die Zollbe-
hörden des Landes der vorüber-
gehenden Einfuhr können je-
doch verlangen, daß das Material
innerhalb einer kürzeren, für
den Zweck der vorübergehenden
Einfuhr als ausreichend angese-
henen Frist wiederausgeführt
wird.
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2. Liegen triftige Gründe vor,
so können die Zollbehörden eine
längere Frist festsetzen oder die
zuerst festgesetzte Frist verlän-
gern.

3. Kann das zur vorüberge-
henden Einfuhr zugelassene
Material wegen einer Beschlag-
nahme, die nicht von einer Pri-
vatperson veranlaßt worden ist,
ganz oder teilweise nicht wieder-
ausgeführt werden, so wird die
Wiederausfuhrfrist für die
Dauer der Beschlagnahme ge-
hemmt.

Artikel 7

Zur vorübergehenden Einfuhr
zugelassenes Lehrmaterial kann
in einer Sendung oder in mehre-
ren Sendungen über jedes für
derartige Abfertigungen zustän-
dige Zollamt wiederausgeführt
werden, auch wenn dieses nicht
das Eingangszollamt ist.

Artikel 8
Anstelle der Wiederausfuhr

kann das zur vorübergehenden
Einfuhr zugelassene Lehrmate-
rial auch einer anderen Bestim-
mung zugeführt, insbesondere
zum freien Verkehr abgefertigt
werden; Voraussetzung dafür
ist, daß die Bedingungen und
Förmlichkeiten erfüllt werden,
die in den Gesetzen und sonsti-
gen Vorschriften des Landes der
vorübergehenden Einfuhr vor-
gesehen sind.

Artikel 9
Abweichend von der in die-

sem Abkommen festgelegten
Verpflichtung zur Wiederaus-
fuhr braucht im Falle eines ge-
hörig nachgewiesenen Unfalls
schwer beschädigtes Lehrmate-
rial nicht ganz oder teilweise
wiederausgeführt zu werden,
wenn je nach Verlangen der
Zollbehörden

a) die darauf entfallenden
Eingangsabgaben entrich-
tet werden oder

b) es dem Staat, in dessen
Gebiet es vorübergehend
eingeführt worden ist,
kostenlos überlassen wird
oder
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c) es unter amtlicher Aufsicht
vernichtet wird, ohne daß
dem Staat, in dessen Ge-
biet es vorübergehend ein-
geführt worden ist, Kosten
daraus entstehen.

Artikel 10

Artikel 9 gilt auch für Teile,
die bei einer Instandsetzung
oder Änderung des Lehrmate-
rials ersetzt worden sind, wäh-
rend es sich im Lande der vor-
übergehenden Einfuhr befand.

Artikel 11

Die Artikel 6 bis 9 gelten
auch für die Ersatzteile und die
Werkzeuge des Artikels 2.

KAPITEL IV

V e r s c h i e d e n e
B e s t i m m u n g e n

Artikel 12

1. Jede Vertragspartei be-
schränkt die Zollförmlichkeiten,
die im Zusammenhang mit den
in diesem Abkommen vorgese-
henen Erleichterungen zu erfül-
len sind, auf ein Mindestmaß;
sie veröffentlicht möglichst bald
alle sie betreffenden Vorschrif-
ten.

2. Bei der Einfuhr und Wieder-
ausfuhr von Lehrmaterial, Er-
satzteilen und Werkzeugen wer-
den die Beschau und die Zoll-
abfertigung in allen Fällen, in
denen dies möglich und zweck-
mäßig ist, dort vorgenommen,
wo das Material verwendet
wird.

Artikel 13

Dieses Abkommen setzt nur
Mindesterleichterungen fest und
hindert die Vertragsparteien
nicht, gegenwärtig oder künftig
auf Grund innerstaatlicher Be-
stimmungen oder auf Grund
zweiseitiger oder mehrseitiger



14. Stück — Ausgegeben am 7. Feber 1973 — Nr. 52 555

Übereinkünfte weitergehende
Erleichterungen zu gewähren.

Artikel 14

Für die Zwecke dieses Ab-
kommens können die Gebiete
der Vertragsparteien, die eine
Zoll- oder Wirtschaftsunion bil-
den, als ein einziges Gebiet an-
gesehen werden.

Artikel 15

Dieses Abkommen hindert
nicht die Anwendung der nach
autonomen Gesetzen und son-
stigen Vorschriften aus Gründen
der öffentlichen Moral oder
Ordnung, der öffentlichen
Sicherheit, der öffentlichen
Hygiene oder Gesundheit oder
zum Schutz von Patenten und
Warenzeichen auferlegten Ver-
bote und Beschränkungen.

Artikel 16

Jede Verletzung dieses Ab-
kommens, jede Unterschiebung,
falsche Erklärung oder Hand-
lung, die bewirkt, daß eine
(natürliche oder juristische)
Person oder Lehrmaterial un-
gerechtfertigt in den Genuß der
in diesem Abkommen vorgese-
henen Erleichterungen gelangt,
macht den Schuldigen nach den
Gesetzen und sonstigen Vor-
schriften des Landes, in dem
die Zuwiderhandlung begangen
worden ist, strafbar und ver-
pflichtet ihn gegebenenfalls zur
Entrichtung der Eingangsabga-
ben.

KAPITEL V

Schlußbestimmungen

Artikel 17

1. Die Mitgliedstaaten des Ra-
tes sowie die Mitgliedstaaten der
Vereinten Nationen oder ihrer
Sonderorganisationen können
Vertragsparteien dieses Abkom-
mens werden
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a) durch Unterzeichnung
ohne Vorbehalt der Rati-
fikation;

b) durch Hinterlegung der
Ratifikationsurkunde,
nachdem sie das Abkom-
men unter dem Vorbehalt
der Ratifikation unter-
zeichnet haben;

c) durch Beitritt.

2. Dieses Abkommen liegt bis
zum 30. Juni 1971 in Brüssel
am Sitz des Rates zur Unter-
zeichnung durch die in Absatz 1
bezeichneten Staaten auf. Nach
diesem Tag steht es ihnen zum
Beitritt offen.

3. Jeder Staat, der den in Ab-
satz 1 bezeichneten Organisa-
tionen nicht als Mitglied ange-
hört, kann nach Inkrafttreten
dieses Abkommens durch Bei-
tritt Vertragspartei werden,
wenn ihn der von den Vertrags-
parteien beauftragte General-
sekretär des Rates einlädt.

4. Die Ratifikations- oder Bei-
trittsurkunden werden beim
Generalsekretär des Rates hin-
terlegt.

Artikel 18

1. Dieses Abkommen tritt drei
Monate nach dem Tag in Kraft,
an dem fünf der in Artikel 17
Absatz 1 bezeichneten Staaten
es ohne Vorbehalt der Ratifika-
tion unterzeichnet oder ihre
Ratifikations- oder Beitrittsur-
kunde hinterlegt haben.

2. Für jeden Staat, der dieses
Abkommen ohne Vorbehalt der
Ratifikation unterzeichnet, es
ratifiziert oder ihm beitritt,
nachdem fünf Staaten es ohne
Vorbehalt der Ratifikation
unterzeichnet oder ihre Ratifi-
kations- oder Beitrittsurkunde
hinterlegt haben, tritt das Ab-
kommen drei Monate nach
Unterzeichnung ohne Vorbehalt
der Ratifikation oder Hinter-
legung seiner Ratifikations- oder
Beitrittsurkunde in Kraft.
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Artikel 19

1. Jeder Staat kann bei Unter-
zeichnung dieses Abkommens
ohne Vorbehalt der Ratifikation
oder bei Hinterlegung seiner
Ratifikations- oder Beitrittsur-
kunde oder in jedem späteren
Zeitpunkt durch Notifikation
an den Generalsekretär des
Rates erklären, daß dieses Ab-
kommen für alle oder für ein-
zelne Gebiete gilt, deren inter-
nationale Beziehungen er wahr-
nimmt oder für die er inter-
national die Verantwortung
übernimmt. Eine solche Notifi-
kation wird drei Monate nach
ihrem Eingang beim General-
sekretär wirksam, wobei jedoch
das Abkommen auf die in der
Notifikation genannten Gebiete
erst dann Anwendung findet,
wenn es für den betreffenden
Staat in Kraft getreten ist.

2. Jeder Staat, der dieses Ab-
kommen durch Notifikation
nach Absatz 1 auf ein Gebiet
ausgedehnt hat, dessen interna-
tionale Beziehungen er wahr-
nimmt oder für das er inter-
national die Verantwortung
übernimmt, kann dem General-
sekretär des Rates nach Arti-
kel 21 notifizieren, daß dieses
Gebiet das Abkommen nicht
mehr anwendet.

Artikel 20

Vorbehalte zu diesem Ab-
kommen sind nicht zulässig.

Artikel 21

1. Dieses Abkommen wird auf
unbegrenzte Zeit abgeschlossen.
Jede Vertragspartei kann jedoch
das Abkommen nach dem Tag,
an dem es gemäß Artikel 18 in
Kraft getreten ist, jederzeit kün-
digen.

2. Die Kündigung ist durch
Hinterlegung einer Urkunde
beim Generalsekretär des Rates
zu notifizieren.
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3. Die Kündigung wird sechs
Monate nach Eingang der Kün-
digungsurkunde beim General-
sekretär des Rates wirksam.

Artikel 22

1. Die Vertragsparteien kom-
men erforderlichenfalls zusam-
men, um die Durchführung die-
ses Abkommens zu prüfen und
insbesondere die zur einheit-
lichen Auslegung und Anwen-
dung dieses Abkommens geeig-
neten Maßnahmen zu erwägen.

2. Die Zusammenkünfte wer-
den vom Generalsekretär des
Rates auf Antrag einer Ver-
tragspartei einberufen. Falls die
Vertragsparteien nichts anderes
beschließen, finden die Zusam-
menkünfte am Sitz des Rates
statt.

3. Die Vertragsparteien geben
sich für ihre Zusammenkünfte
eine Geschäftsordnung.

4. Zur Beschlußfassung bedarf
es einer Zweidrittelmehrheit der
bei der Zusammenkunft anwe-
senden und an der Abstimmung
teilnehmenden Vertragsparteien.
Als an der Abstimmung teil-
nehmend gelten nur diejenigen
Vertragsparteien, die eine posi-
tive oder eine negative Stimme
abgeben.

5. Die Vertragsparteien sind zu
einem Beschluß über eine Frage
nur dann fähig, wenn mehr als
die Hälfte von ihnen anwesend
ist.

Artikel 23

1. Jede Meinungsverschieden-
heit zwischen Vertragsparteien
über die Auslegung oder An-
wendung dieses Abkommens
wird, soweit möglich, durch Ver-
handlungen zwischen ihnen bei-
gelegt.

2. Jede nicht durch unmittel-
bare Verhandlungen beigelegte
Meinungsverschiedenheit wird
von den am Streitfall beteiligten
Parteien den gemäß Artikel 22
zusammengekommenen Ver-
tragsparteien vorgelegt, die die



14. Stück — Ausgegeben am 7. Feber 1973 — Nr. 52 559

Meinungsverschiedenheit prüfen
und Empfehlungen für ihre Bei-
legung erteilen.

3. Die am Streitfall beteiligten
Parteien können im voraus ver-
einbaren, die Empfehlungen der
Vertragsparteien als verbindlich
anzunehmen.

Artikel 24

1. Änderungen dieses Abkom-
mens können entweder von
einer Vertragspartei oder von
den nach Artikel 22 zusammen-
gekommenen Vertragsparteien
vorgeschlagen werden.

2. Der Generalsekretär des
Rates übermittelt allen Ver-
tragsparteien, allen anderen
Unterzeichnerstaaten, dem
Generalsekretär der Vereinten
Nationen sowie dem General-
direktor der Organisation der
Vereinten Nationen für Erzie-
hung, Wissenschaft und Kultur
(UNESCO) den Wortlaut jeder
auf diese Weise vorgeschlagenen
Änderung.

3. Binnen sechs Monaten nach
dem Tag der Übermittlung der
vorgeschlagenen Änderung kann
jede Vertragspartei dem Gene-
ralsekretär des Rates bekannt-
geben,

a) daß sie gegen die vorge-
schlagene Änderung Ein-
spruch erhebt;

b) daß sie die vorgeschlagene
Änderung zwar anzuneh-
men beabsichtigt, aber die
für die Annahme erforder-
lichen Voraussetzungen in
ihrem Land noch nicht er-
füllt sind.

4. Solange eine Vertragspartei,
die eine Mitteilung nach Ab-
satz 3 lit. b gemacht hat, dem
Generalsekretär des Rates die
Annahme der vorgeschlagenen
Änderung nicht notifiziert hat,
kann sie noch binnen neun
Monaten nach Ablauf der in
Absatz 3 vorgesehenen Frist von
sechs Monaten gegen die vorge-
schlagene Änderung Einspruch
erheben.

35
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5. Wird gegen die vorgeschla-
gene Änderung nach den Ab-
sätzen 3 und 4 Einspruch er-
hoben, so gilt sie als nicht ange-
nommen und bleibt ohne Wir-
kung.

6. Ist gegen die vorgeschlagene
Änderung kein Einspruch nach
den Absätzen 3 und 4 erhoben
worden, so gilt sie im folgenden
Zeitpunkt als angenommen:

a) wenn keine Vertragspartei
eine Mitteilung nach Ab-
satz 3 lit. b gemacht hat,
mit Ablauf der in Absatz 3
genannten Frist von sechs
Monaten;

b) wenn mindestens eine Ver-
tragspartei eine Mitteilung
nach Absatz 3 lit. b ge-
macht hat, im früheren
der folgenden zwei Zeit-
punkte:

i) an dem Tag, an dem
alle Vertragsparteien,
die eine derartige Mit-
teilung gemacht
haben, dem General-
sekretär des Rates
ihre Annahme der
vorgeschlagenen Än-
derung notifiziert
haben, jedoch frühe-
stens am Tag des Ab-
laufs der in Absatz 3
genannten Frist von
sechs Monaten, auch
wenn alle Annahme-
erklärungen schon vor
diesem Tage eingegan-
gen sind;

ii) an dem Tag des Ab-
laufs der in Absatz 4
genannten Frist von
neun Monaten.

7. Jede Änderung tritt sechs
Monate nach dem Zeitpunkt in
Kraft, zu dem sie als angenom-
men gilt.
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8. Der Generalsekretär des-
Rates notifiziert so bald wie mög-
lich allen Vertragsparteien und
den anderen Unterzeichnerstaa-
ten jeden nach Absatz 3 lit. a
gegen die vorgeschlagene Ände-
rung erhobenen Einspruch sowie
jede nach Absatz 3 lit. b einge-
gangene Mitteilung. Er teilt an-
schließend allen Vertragspar-
teien und den anderen Unter-
zeichnerstaaten mit, ob die Ver-
tragspartei oder die Vertrags-
parteien, die eine solche Mittei-
lung gemacht haben, Einspruch
gegen die vorgeschlagene Ände-
rung erheben oder sie anneh-
men.

9. Jeder Staat, der dieses Ab-
kommen ratifiziert oder ihm
beitritt, nimmt damit auch die
Änderungen an, die im Zeit-
punkt der Hinterlegung seiner
Ratifikations- oder Beitrittsur-
kunde in Kraft sind.

Artikel 25

Die Anlage zu diesem Ab-
kommen gilt als Bestandteil des-
Abkommens.

Artikel 26

Der Generalsekretär des Rates-
notifiziert allen Vertragspar-
teien, den anderen Unterzeich-
nerstaaten, dem Generalsekretär
der Vereinten Nationen sowie
dem Generaldirektor der Orga-
nisation der Vereinten Nationen
für Erziehung, Wissenschaft und
Kultur (UNESCO)

a) die Unterzeichnungen,
Ratifikationen und Bei-
tritte nach Artikel 17;

b) den Zeitpunkt, in dem
dieses Abkommen nach
Artikel 18 in Kraft tritt;

c) den Eingang der Notifi-
kationen nach Artikel 19;

d) die Kündigungen nach Ar-
tikel 21;
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e) jede nach Artikel 24 als
angenommen geltende
Änderung und den Tag
ihres Inkrafttretens.

Artikel 27

Nach Artikel 102 der Satzung
der Vereinten Nationen wird
dieses Abkommen auf Antrag
des Generalsekretärs des Rates
beim Sekretariat der Vereinten
Nationen registriert.

Zu Urkund dessen haben die
hierzu gehörig Bevollmächtigten
dieses Abkommen unterzeichnet.

Geschehen zu Brüssel am ach-
ten Juni neunzehnhundertsieb-
zig, in englischer und französi-
scher Sprache, wobei beide Texte
gleichermaßen verbindlich sind,
in einer Urschrift, die beim
Generalsekretär des Rates hin-
terlegt wird; dieser übermittelt
allen in Artikel 17 Absatz 1 be-
zeichneten Staaten beglaubigte
Abschriften.
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ANLAGE

Liste mit Beispielen von
Lehrmaterial

a) Ton- oder Bildaufnahme-
oder Wiedergabegerät wie

Projektionsapparate für
Diapositive und Bild-
streifen;

Kinematographische Pro-
jektionsapparate ;

Rückprojektoren und Epi-
skope;

Magnetophone, Magneto-
skope und Video-Aus-
rüstung;

Ausrüstung für Ringlei-
tungs-(Kabel-)Fern-
sehen.

b) Ton- und Bildträger wie

Diapositive, Bildstreifen
und Mikrofilme;

Kinematographische
Filme;

Tonaufnahmen (Magnet-
tonbänder, Schallplat-
ten);

Videobänder.
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c) Spezialmaterial wie

Bibliographisches und op-
tisch-akustisches Mate-
rial für Bibliotheken;

Fahrbare Bibliotheken;
Sprachlabore;
Simultan-Dolmetsch-An-

lagen;
Mechanische oder elektro-

nische Lehrmaschinen
für den programmierten
Unterricht;

Spezialmaterial für den
Unterricht oder die Be-
rufsausbildung Behin-
derter.

d) Anderes Material wie
Wandkarten, Modelle,

Schaubilder, Landkar-
ten, Pläne, Photogra-
phien und Zeichnungen;

Instrumente, Apparate
und Modelle für den
Anschauungsunterricht ;

Sammlungen von Gegen-
ständen mit optischer
oder akustischer didak-
tischer Information zur
Aneignung eines Unter-
richtsstoffes (Lehrmit-
telsätze);

Instrumente, Apparate,
Werkzeuge und Werk-
zeugmaschinen zum Er-
lernen eines praktischen
Berufes.

die verfassungsmäßige Genehmigung des Nationalrates erhalten hat, erklärt der Bundespräsident
den Beitritt der Republik Österreich zu diesem Zollabkommen und verspricht im Namen der
Republik Österreich die gewissenhafte Erfüllung der darin enthaltenen Bestimmungen.
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Zu Urkund dessen ist die vorliegende Beitrittsurkunde vom Bundespräsidenten unterzeichnet,
vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für Finanzen, vom Bundesminister für Handel, Gewerbe
und Industrie und vom Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten gegengezeichnet und mit
dem Staatssiegel der Republik Österreich versehen worden.

Geschehen zu Wien, am 9. August 1972

Der Bundespräsident:
Jonas

Der Bundeskanzler:
Kreisky

Der Bundesminister für Finanzen:
Androsch

Der Bundesminister für Handel, Gewerbe und Industrie:
Staribacher

Der Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten:
Kirchschläger

Die österreichische Beitrittsurkunde zum vorliegenden Zollabkommen wurde am 10. Oktober
1972 beim Generalsekretär des Rates für die Zusammenarbeit auf dem Gebiet des Zollwesens hinter-
legt. Das Zollabkommen ist somit gemäß seinem Art. 18 Abs. 2 am 10. Jänner 1973 für
Österreich in Kraft getreten.

Derzeit gehören folgende Staaten dem Zollabkommen an: Algerien, Australien, Bundesrepublik
Deutschland, Dahomey, Irak, Iran, Jordanien, Kamerun, Libanon, Niger, Polen, Rwanda, Spanien,
Somalia, Togo und Tunesien.

Kreisky

53.

Der Bundespräsident der Republik Österreich erklärt das am 25. Oktober 1967 in Straßburg
zur Unterzeichnung aufgelegte Europäische Übereinkommen über die theoretische und praktische
Ausbildung von diplomierten Krankenpflegepersonen, welches also lautet:

(Übersetzung)

EUROPÄISCHES ÜBER-
EINKOMMEN ÜBER DIE
THEORETISCHE UND
PRAKTISCHE AUSBIL-
DUNG VON DIPLOMIER-
TEN KRANKENPFLEGE-

PERSONEN

Die Mitgliedstaaten des Eu-
roparates, die dieses Überein-
kommen unterzeichnet haben,

in der Erwägung, daß es das
Ziel des Europarates ist, eine
engere Verbindung zwischen
seinen Mitgliedern herbeizufüh-
ren, um insbesondere den sozia-
len Fortschritt zu fördern und
die Wohlfahrt ihrer Völker
durch geeignete Maßnahmen zu
mehren,
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in Anbetracht der im Rah-
men des Europarates zu diesem
Zweck bereits geschlossenen
Übereinkommen, insbesondere
der am 18. Oktober 1961
unterzeichneten Europäischen
Sozialcharta und des am 13. De-
zember 1955 unterzeichneten
Europäischen Niederlassungsab-
kommens,

in der Überzeugung, daß der
Abschluß eines regionalen Über-
einkommens zur Harmonisie-
rung der theorethischen und
praktischen Ausbildung von
diplomierten Krankenpflege-
personen den sozialen Fort-
schritt fördern und eine hohe
Qualifikation dieser Personen
gewährleisten kann, die es ihnen
ermöglicht, sich im Hoheits-
gebiet der anderen Vertragspar-
teien gleichberechtigt mit deren
Staatsangehörigen niederzulas-
sen,

in der Erwägung, daß es not-
wendig ist, einschlägige Mindest-
normen festzusetzen —

sind wie folgt übereinge-
kommen:

ARTIKEL 1

(1) Jede Vertragspartei wendet
die in der Anlage I dieses Über-
einkommens enthaltenen Be-
stimmungen über die theore-
tische und praktische Ausbildung
von diplomierten Kranken-
pflegepersonen an oder emp-
fiehlt der zuständigen Behörde
die Anwendung dieser Bestim-
mungen, falls die Ausbildung
von diplomierten Kranken-
pflegepersonen nicht ihrer un-
mittelbaren Aufsicht unterliegt.

(2) Im Sinne dieses Überein-
kommens umfaßt der Begriff
„diplomierte Krankenpflegeper-
sonen" ausschließlich in der all-
gemeinen Krankenpflege ausge-
bildete Personen (diplomierte
Krankenschwestern und Kran-
kenpfleger). Hiezu gehören nicht
Krankenpflegepersonen, deren
Ausbildung auf das Gebiet des
öffentlichen Gesundheitswesens,
der Kinderkranken- und Säug-
lingspflege, der Geburtshilfe
oder der psychiatrischen Kran-
kenpflege beschränkt ist.
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ARTIKEL 2

Jede Vertragspartei übermit-
telt dem Generalsekretär des
Europarates eine Liste ihrer Be-
hörden oder anderen Stellen, die
berechtigt sind, diplomierten
Krankenpflegepersonen zu be-
scheinigen, daß sie eine theore-
tische und praktische Ausbildung
absolviert haben, die mindestens
den in der Anlage I dieses Über-
einkommens festgesetzten Nor-
men entspricht.

ARTIKEL 3

(1) Nach dem Inkrafttreten
dieses Übereinkommens gemäß
Artikel 4 ist das Ministerkomi-
tee des Europarates, in seiner
Zusammensetzung auf die Ver-
treter der Vertragsparteien be-
schränkt, dafür zuständig, die
in der Anlage I dieses Überein-
kommens enthaltenen Bestim-
mungen an die weitere Entwick-
lung auf diesem Gebiet anzu-
passen.

(2) Jede von dem im Absatz 1
genannten Ministerkomitee ein-
stimmig genehmigte Änderung
oder Erweiterung der Bestim-
mungen der Anlage I wird den
Vertragsparteien vom General-
sekretär des Europarates notifi-
ziert und tritt drei Monate nach
dem Tag in Kraft, an dem der
Generalsekretär von den Ver-
tragsparteien unterrichtet wur-
de, daß sie der Änderung oder
Erweiterung zustimmen.

ARTIKEL 4

(1) Dieses Übereinkommen
liegt für die Mitgliedstaaten des
Europarates zur Unterzeichnung
auf; sie können Vertragsparteien
werden durch

a) Unterzeichnung ohne Vor-
behalt der Ratifikation
oder der Annahme oder

b) Unterzeichnung mit Vor-
behalt der Ratifikation
oder der Annahme mit
folgender Ratifikation oder
Annahme.
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(2) Die Ratifikations- oder
Annahmeurkunden werden beim
Generalsekretär des Europa-
rates hinterlegt.

ARTIKEL 5

(1) Dieses Übereinkommen
tritt drei Monate nach dem Tag
in Kraft, an dem drei Mitglied-
staaten des Rates gemäß den
Bestimmungen des Artikels 4
Vertragsparteien des Überein-
kommens geworden sind.
(2) Für jeden Mitgliedstaat,
der das Übereinkommen später
ohne Vorbehalt der Ratifikation
oder der Annahme unterzeich-
net oder der es ratifiziert oder
annimmt, tritt es drei Monate
nach dem Tag der Unterzeich-
nung oder der Hinterlegung
der Ratifikations- oder der
Annahmeurkunde in Kraft.

ARTIKEL 6

(1) Nach dem Inkrafttreten
dieses Übereinkommens kann
das Ministerkomitee des Europa-
rates jeden Nichtmitgliedstaat
einladen, diesem Übereinkom-
men beizutreten.
(2) Der Beitritt erfolgt durch
Hinterlegung einer Beitrittsur-
kunde beim Generalsekretär des
Europarates und wird drei Mo-
nate nach dem Tag ihrer Hin-
terlegung wirksam.

ARTIKEL 7
(1) Jede Vertragspartei kann
bei der Unterzeichnung oder
der Hinterlegung ihrer Ratifi-
kations-, Annahme- oder Bei-
trittsurkunde erklären, daß sie
von einem oder mehreren der
in der Anlage II dieses Über-
einkommens angeführten Vor-
behalte Gebrauch macht.
(2) Jede Vertragspartei kann
einen von ihr nach Absatz 1
gemachten Vorbehalt durch eine
an den Generalsekretär des Eu-
roparates gerichtete Erklärung
ganz oder teilweise zurückneh-
men; die Erklärung wird mit
dem Tag ihres Einlangens wirk-
sam.
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ARTIKEL 8

Die Anlagen sind Bestandteile
dieses Übereinkommens.

ARTIKEL 9

(1) Jede Vertragspartei kann
bei der Unterzeichnung oder
bei der Hinterlegung ihrer Rati-
fikations-, Annahme- oder Bei-
trittsurkunde das Hoheitsgebiet
oder die Hoheitsgebiete bezeich-
nen, auf die dieses Übereinkom-
men Anwendung finden soll.

(2) Jede Vertragspartei kann
bei der Hinterlegung ihrer Rati-
fikations-, Annahme- oder Bei-
trittsurkunde oder jederzeit da-
nach durch eine an den General-
sekretär des Europarates gerich-
tete Erklärung dieses Überein-
kommen auf jedes weitere in der
Erklärung bezeichnete Hoheits-
gebiet erstrecken, dessen inter-
nationale Beziehungen sie wahr-
nimmt oder für das sie Verein-
barungen treffen kann.

(3) Jede nach Absatz 2 abge-
gebene Erklärung kann in bezug
auf jedes darin bezeichnete Ho-
heitsgebiet nach Maßgabe des
Artikels 10 dieses Übereinkom-
mens zurückgenommen werden.

ARTIKEL 10

(1) Dieses Übereinkommen
bleibt auf unbegrenzte Zeit in
Kraft.

(2) Jede Vertragspartei kann
dieses Übereinkommen durch
eine an den Generalsekretär des
Europarates gerichtete Notifika-
tion für sich kündigen.

(3) Die Kündigung wird sechs
Monate nach Eingang der Noti-
fikation beim Generalsekretär
wirksam.

ARTIKEL 11

Der Generalsekretär des Eu-
roparates notifiziert den Mit-
gliedstaaten des Rates und jedem
Staat, der diesem Übereinkom-
men beigetreten ist:
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a) jede Unterzeichnung ohne
Vorbehalt der Ratifikation
oder der Annahme;

b) jede Unterzeichnung mit
Vorbehalt der Ratifikation
oder der Annahme;

c) jede Hinterlegung einer
Ratifikations-, Annahme-
oder Beitrittsurkunde;

d) jeden Zeitpunkt des In-
krafttretens der Änderun-
gen oder Erweiterungen
nach Artikel 3 Absatz 2;

e) jeden Zeitpunkt des In-
krafttretens dieses Über-
einkommens nach seinem
Artikel 5;

f) jede nach Artikel 2 ein-
gegangene Mitteilung;

g) jede nach Artikel 7 einge-
gangene Erklärung;

h) jede nach Artikel 9 einge-
gangene Erklärung;

i) jede nach Artikel 10 ein-
gegangene Notifikation
und den Zeitpunkt, an
dem die Kündigung wirk-
sam wird.

Zu Urkund dessen haben die
hiezu gehörig bevollmächtigten
Unterzeichneten dieses Überein-
kommen unterschrieben.

Geschehen zu Straßburg, am
25. Oktober 1967, in englischer
und französischer Sprache, wobei
jeder Wortlaut gleichermaßen
verbindlich ist, in einer Ur-
schrift, die im Archiv des Eu-
roparates hinterlegt wird. Der
Generalsekretär des Europarates
übermittelt allen unterzeichne-
ten Staaten und jedem beitreten-
den Staat beglaubigte Abschrif-
ten.
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A N L A G E I

MINDESTANFORDERUN-
GEN FÜR DIE THEORE-
TISCHE UND PRAKTISCHE
AUSBILDUNG VON DIPLO-

MIERTEN KRANKEN-
PFLEGEPERSONEN

K A P I T E L I

TÄTIGKEITSBEREICH DER
IN DER ALLGEMEINEN
KRANKENPFLEGE AUSGE-
BILDETEN DIPLOMIERTEN

KRANKENPFLEGE-
PERSONEN

1. Die in der allgemeinen
Krankenpflege ausgebildeten
diplomierten Krankenpflegeper-
sonen üben auf Grund der in
ihrem Lande geltenden Rechts-
vorschriften die folgenden
wesentlichen Tätigkeiten aus:

a) fachkundige Betreuung
pflegebedürftiger Personen
entsprechend den körper-
lichen, seelischen und gei-
stigen Bedürfnissen des
Patienten in Kranken-
anstalten, zu Hause, in
Schulen, am Arbeitsplatz,
usw.;

b) Beobachtung der körper-
lichen und seelischen Ver-
fassung und der Umstände,
die einen bedeutenden
Einfluß auf die Gesund-
heit ausüben, sowie Mit-
teilung dieser Beobach-
tungen an die übrigen mit
der gesundheitlichen Be-
treuung befaßten Perso-
nen;

c) Ausbildung und Führung
des Hilfspersonals, das zur
Erfüllung der pflegerischen
Aufgaben in allen Einrich-
tungen des Gesundheits-
wesens erforderlich ist.

2. In dieser Eigenschaft haben
die diplomierten Krankenpflege-
personen jeweils die pflegerischen
Bedürfnisse jedes Patienten zu
beurteilen und für ihn die Her-
anziehung des notwendigen Per-
sonals in die Wege zu leiten.
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K A P I T E L II

BILDUNGSMÄSSIGE VOR-
AUSSETZUNGEN DER BE-
WERBERINNEN) FÜR DIE
AUFNAHME IN KRANKEN-

PFLEGESCHULEN

Bewerber(-innen) für die Auf-
nahme in Krankenpflegeschulen
müssen in der Regel einen Bil-
dungsgrad aufweisen, der minde-
stens dem des 10. Schuljahres
einer allgemeinbildenden Schule
entspricht. Daher müssen sie ent-
weder im Besitz eines entspre-
chenden Abschlußzeugnisses sein
oder eine amtliche Aufnahms-
prüfung über einen gleichwerti-
gen Bildungsgrad erfolgreich ab-
gelegt haben.

K A P I T E L III

DAUER UND ART DER
AUSBILDUNG

Die Grundausbildung in der
allgemeinen Krankenpflege hat
mindestens 4600 Stunden zu
umfassen. Mindestens die Hälfte
der gesamten Ausbildungszeit ist
der praktischen Ausbildung
(siehe unter Abschnitt B) zu
widmen. Die Stundenanzahl der
theoretischen Ausbildung (siehe
unter Abschnitt A) darf jedoch
ein Drittel der gesamten Aus-
bildungszeit nicht unterschrei-
ten.

A. Theoretische Ausbildung

Die Ausbildung hat sich auf
alle Gebiete der Krankenpflege
zu erstrecken, einschließlich Vor-
beugung von Erkrankungen,
Gesundheitserziehung, Rehabili-
tation, Medikamentenlehre, Er-
nährung und Diätetik sowie
Erste Hilfe, Wiederbelebung
und Theorie der Bluttransfusion.

Die theoretische und die prak-
tische Ausbildung sind zu ko-
ordinieren.

Der Unterrichtsstoff kann in
zwei Gruppen eingeteilt wer-
den:
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1. Krankenpflege
Berufskunde und Ethik der

Krankenpflege
allgemeine Grundsätze der

Gesundheit und der Kran-
kenpflege

Grundsätze der Krankenpflege
in bezug auf
allgemeine Medizin und

medizinische Fachgebiete
allgemeine Chirurgie und

chirurgische Fachgebiete
Kinderpflege und Kinder-

heilkunde
Wochenbett- und Neu-

geborenenpflege

Geisteshygiene und Psychia-
trie

Altenpflege und Altersheil-
kunde

2. Grundwissenschaften
Anatomie und Physiologie
allgemeine Pathologie
Bakteriologie, Virologie und

Parasitologie
Biophysik und Biochemie

Hygiene:
Gesundheitsvorsorge
Gesundheitserziehung

Sozialwissenschaften :
Soziologie
Psychologie
Grundzüge der Verwaltung

Grundzüge der Pädagogik

Sozial- und Sanitätsrecht

Berufsrecht.

B. Praktische Ausbildung

Die praktische Ausbildung hat
sich auf alle Gebiete der Kran-
kenpflege, einschließlich Krank-
heitsverhütung, Gesundheitser-
ziehung, Erste Hilfe, Wiederbe-
lebung und Bluttransfusionen
zu erstrecken.

Sie hat zu umfassen:
allgemeine Medizin und

medizinische Fachgebiete
allgemeine Chirurgie und

chirurgische Fachgebiete
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Kinderpflege und Kinder-
heilkunde

Wochenbett- und Neugebo-
renenpflege

Geisteshygiene und Psychia-
trie (möglichst in einer
Spezialabteilung)

Altenpflege und Altersheil-
kunde.

Bei der praktischen Ausbil-
dung sind folgende Gesichts-
punkte zu berücksichtigen:

1. Die praktische Ausbildung
muß auf die Berufsausbildung
ausgerichtet sein. Deshalb müs-
sen vorhanden sein:

qualifiziertes Personal in ge-
nügender Anzahl, um eine
befriedigende Krankenpflege
zu gewährleisten,

angemessene und ausreichende
Räumlichkeiten, Einrich-
tungen und Mittel für die
Pflege der Kranken.

2. In allen Abteilungen oder
Stationen, denen Krankenpflege-
schüler(-innen) im Laufe ihrer
praktischen Ausbildung zugeteilt
werden, muß jederzeit zumin-
dest eine diplomierte Kranken-
pflegeperson als Aufsicht und
genügend sonstiges Personal vor-
handen sein, um zu verhin-
dern, daß Krankenpflegeschüler
(-innen) Tätigkeiten ausüben,
die nicht der Ausbildung dienen.

3. Die diplomierten Kranken-
pflegepersonen der für die prak-
tische Ausbildung zugelassenen
Ausbildungsstätten haben die
verantwortlichen Lehrkräfte bei
der Aufsicht und der Ausbil-
dung der Krankenpflegeschüler
(-innen) zu unterstützen.

K A P I T E L IV

ORGANISATION DER
KRANKENPFLEGESCHULEN

Damit der vorgesehene Lehr-
plan für die Ausbildung in
der Krankenpflege entsprechend
durchgeführt werden kann,
haben die Organisation und der
Betrieb der Schule folgende Vor-
aussetzungen zu erfüllen:
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A. Leitung der Krankenpflege-
schulen

Die Leitung der Schule ist
einem Arzt oder einer diplo-
mierten Krankenpflegeperson
zu übertragen, die für den Un-
terricht und die Verwaltung ge-
eignet sind.

B. Lehrpersonal

Der Unterricht ist von quali-
fizierten Lehrkräften wie Ärzten,
diplomierten Krankenpflegeper-
sonen und Fachkräften der ver-
schiedenen Fachrichtungen zu er-
teilen. Dem Lehrpersonal jeder
Schule hat mindestens eine
diplomierte Krankenpflegeper-
son anzugehören, die in einer
mindestens einjährigen Ausbil-
dung die Befähigung zur Ausbil-
dung von Krankenpflegeperso-
nen erworben hat.

C. Finanzen der Schule

Die zur Deckung der Aus-
gaben für die Ausbildung von
Krankenpflegepersonen zur Ver-
fügung stehenden Mittel, zum
Beispiel für die Bezüge der Lehr-
kräfte und für die Lehrmittel-
kosten, müssen klar ausgewie-
sen werden.

K A P I T E L V

NACHWEIS ÜBER DIE AUS-
BILDUNG

A. Für jede(n) Schüler(-in) ist
ein Schülerprotokoll zu führen,
dessen Echtheit von der zustän-
digen Behörde verbürgt wird
und das folgendes enthält:

Eine Aufzählung der absol-
vierten Lehrveranstaltun-
gen,

die Prüfungsergebnisse,
eine Beurteilung der persön-

lichen und beruflichen Eig-
nung, welche der (die)
Schüler(-in) während der
Ausbildung erkennen ließ.

B. Die Abschlußprüfung hat
aus einem schriftlichen, einem
praktischen und einem münd-
lichen Teil zu bestehen; über
die erfolgreich abgelegte Prüfung
ist ein Zeugnis auszustellen.
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A N L A G E II

Jede Vertragspartei kann er-
klären, daß sie sich vorbehält,

(1) von den Bestimmungen der
Anlage I Kapitel II insoweit
abzuweichen, als vorgesehen
werden kann, daß die Bewerber
(-innen) einen dem achtjährigen
Besuch einer allgemeinbildenden
Schule entsprechenden Bil-
dungsgrad haben müssen;

(2) von den Bestimmungen der
Anlage I Kapitel II insoweit ab-
zuweichen, als vorgesehen wer-
den kann, daß die Bewerber
(-innen) nicht im Besitz eines
Abschlußzeugnisses sein müssen;

(3) von den Bestimmungen der
Anlage I Kapitel III insoweit
abzuweichen, als vorgesehen
werden kann, daß die Anzahl
der Unterrichtsstunden im Rah-
men der theoretischen Ausbil-
dung nicht der in diesem Kapitel
vorgesehenen Anzahl entspre-
chen muß;

(4) von den Bestimmungen der
Anlage I Kapitel III insoweit
abzuweichen,

i) als Wochenbettpflege,
Geisteshygiene und
Psychiatrie sowie Al-
tenpflege und Alters-
heilkunde im Lehr-
plan und in der prak-
tischen Ausbildung
Wahlfächer sein kön-
nen;

ii) als die praktische
Ausbildung sich nicht
auf Geisteshygiene
und Psychiatrie er-
strecken muß.

E M P F E H L U N G E N

I. Mindestalter für die Auf-
nahme in die Krankenpflege-
schulen

Das Mindestalter für die Auf-
nahme in eine Krankenpflege-
schule soll nicht starr festgelegt
werden. In Ländern, in denen
der Lehrplan allgemeinbildende
Fächer enthält, kann das Auf-
nahmealter beträchtlich niedriger
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sein als in Ländern, in denen
diese Kenntnisse für die Auf-
nahme gefordert werden. Außer-
dem hängt die Reife von den
sozialen und klimatischen Ver-
hältnissen ab.

Im allgemeinen sollen die
Schüler(-innen) mit Kranken
und mit dem Krankenhaus-
betrieb nicht vor Erreichung
eines Alters, das je nach dem
Land zwischen 17 und 19 Jahren
liegt, in Berührung kommen.

II. Erforderlicher Bildungsgrad
der Bewerber(-innen) für die
Aufnahme in Krankenpflege-
schulen (vgl. Übereinkommen
Anlage I Kapitel II)

Der zehnjährige Besuch einer
allgemeinbildenden Schule ist
nicht erforderlich, wenn der
gleiche Bildungsgrad durch einen
Schulbesuch von kürzerer Dauer
erreicht werden kann.

III. Dauer und Art der Ausbil-
dung (vgl. Übereinkommen An-
lage I Kapitel III Absatz 1)

Beträgt die Zahl der Aus-
bildungsstunden insgesamt mehr
als 4600, so braucht das ange-
gebene Verhältnis nur in bezug
auf die festgesetzte Mindest-
stundenanzahl eingehalten wer-
den.

IV. Praktische Ausbildung (vgl.
Übereinkommen Anlage I Kapi-
tel III Abschnitt B)

a) Die Sachgebiete für die
praktische Ausbildung sol-
len vom Leiter der Schule
vorgeschlagen und in
jedem Land von der zu-
ständigen Behörde geneh-
migt werden.

b) die praktische Ausbildung
soll vom Leiter der Schule
bestimmt und von den
Lehrkräften der Schule
überwacht werden.

c) Die Bestimmung in Ab-
satz 2, nach der „genügend
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sonstiges Personal" vor-
handen sein muß, „um zu
verhindern, daß Kranken-
pflegeschüler(-innen) Tätig-
keiten ausüben, die nicht
der Ausbildung dienen",
soll gewährleisten, daß
die Krankenpflegeschüler
(-innen) nicht für Arbeiten
herangezogen werden, die
nicht zur Ausbildung ge-
hören und von anderem
Personal ausgeführt wer-
den sollen.

d) Soweit wie möglich sollen
die in Absatz 3 bezeichne-
ten Krankenpflegepersonen
für den Unterricht in der
Krankenpflege und in der
Verwaltung ausgebildet
sein.

e) Ferner sollen folgende
Umstände berücksichtigt
werden:
— Patientenanzahl in der

Abteilung oder Station
— Vielfalt klinischer

Krankheitsbilder

— Leistungsfähigkeit der
Verwaltung der Abtei-
lung oder Station

— Vorhandensein von
Fortbildungsplänen für
das diplomierte Kran-
kenpflegepersonal in
der betreffenden Ab-
teilung oder Station

— Höchstzahl der Kran-
kenpflegeschüler(-in-
nen) in der Abteilung
oder Station

— angewandte Unter-
richtsmethoden.

V. Organisation der Kranken-
pflegeschule (vgl. Übereinkom-
men Anlage I Kapitel IV)

a) Leitung der Kranken-
pflegeschule
Die Leitung der Schule soll
in der Regel von einem
Ausschuß unterstützt und
beraten werden, der sich
aus pädagogisch geschulten
diplomierten Krankenpfle-
gepersonen sowie Vertre-
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tern anderer Fachrichtun-
gen wie Medizin, allge-
meinbildende Fächer, Ver-
waltung und Sozialwissen-
schaften zusammensetzt.

b) Lehrpersonal
Mit der Koordinierung
der theoretischen und
praktischen Ausbildung
sollen Lehrschwestern
(Lehrpfleger) betraut sein.
Die Lehrschwestern (Lehr-
pfleger) sollen diplomierte
Krankenpflegepersonen
sein, die befähigt sind,
theoretischen und prakti-
schen Unterricht zu ertei-
len sowie die praktische
Ausbildung zu über-
wachen. Sie haben zur
Unterweisung und beruf-
lichen Ausbildung der
Schüler(-innen) beizutra-
gen. Die Anzahl der Lehr-
schwestern (Lehrpfleger)
muß zur Schüleranzahl in
einem Verhältnis stehen,
das eine angemessene Aus-
bildung und Überwachung
gewährleistet. Eine Anzahl
von 15 Schülern (Schüler-
innen) je Lehrschwester
(Lehrpfleger) wird vorge-
schlagen.

c) Ausstattung der Schule

Die Schulräume sollen der
Schüleranzahl entsprechend
geräumig sein und folgen-
de Räumlichkeiten umfas-
sen: Unterrichts- und Vor-
führräume, kleinere
Räume für Gruppenarbeit,
Bibliothek und Laborato-
rium. Für die Schulleitung
und für das hauptberuf-
liche Lehrpersonal sollen
eigene Dienstzimmer zur
Verfügung stehen.

d) Lehrmittel
Die Lehrmittel sollen eine
möglichst weitgehende
Anwendung moderner
Lehrmethoden gestatten.
Besonderer Wert soll auf
die Verwendung audio-vi-
sueller Hilfsmittel gelegt
werden.
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VI. Von den diplomierten Kran-
kenpflegepersonen beizubrin-
gende Unterlagen

A. Ein Zeugnis (Diplom oder
dergleichen), das von der Regie-
rung des Landes, in dem es aus-
gestellt wurde, oder von einer
von ihr ermächtigten Behörde
dieses Landes beglaubigt ist.

B. Ein Auszug aus dem Schü-
lerprotokoll, der folgende An-
gaben enthalten soll:

Personaldaten
besuchte Lehrveranstaltungen
erzielte Ergebnisse.

C. Ein Nachweis über Sprach-
kenntnisse.

unter Aufrechterhaltung der anläßlich der Unterzeichnung gemäß Anlage II Ziffer 1 und 3 des
Übereinkommens erklärten Vorbehalte für ratifiziert und verspricht im Namen der Republik
Österreich die gewissenhafte Erfüllung der in diesem Übereinkommen enthaltenen Bestimmungen.

Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde vom Bundespräsidenten unter-
zeichnet, vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für Unterricht und Kunst, vom Bundesminister
für soziale Verwaltung, vom Bundesminister für Gesundheit und Umweltschutz und vom Bundes-
minister für Auswärtige Angelegenheiten gegengezeichnet und mit dem Staatssiegel der Republik
Österreich versehen worden.

Geschehen zu Wien, am 13. Oktober 1972

Der Bundespräsident:
Jonas

Der Bundeskanzler:
Kreisky

Der Bundesminister für Unterricht und Kunst:
Sinowatz

Der Bundesminister für soziale Verwaltung:
Häuser

Der Bundesminister für Gesundheit und Umweltschutz:
Leodolter

Der Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten:
Kirchschläger
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Die österreichische Ratifikationsurkunde zum vorliegenden Übereinkommen wurde am 9. No-
vember 1972 beim Generalsekretär des Europarates hinterlegt; das Übereinkommen tritt somit
gemäß seinem Art. 5 Abs. 2 am 9. Feber 1973 für Österreich in Kraft.

Derzeit gehören dem Übereinkommen folgende Staaten an: Dänemark, Irland, Malta, Schweiz
und das Vereinigte Königreich von Großbritannien und Nordirland.

Anläßlich der Unterzeichnung oder Hinterlegung ihrer Ratifikationsurkunde haben nach-
stehende Staaten Erklärungen bzw. Vorbehalte abgegeben:

Dänemark

Dänemark hat anläßlich der Unterzeichnung am 7. Mai 1968 erklärt, daß sich die Annahme
des Übereinkommens auf das Königreich Dänemark mit Ausnahme der Faröer Inseln erstreckt.

Malta

Malta hat bei der Unterzeichnung am 7. Mai 1968 die Erklärung abgegeben,
1. daß die Regierung Maltas gemäß den Bestimmungen von Artikel 7 Absatz 1 von dem in der

Anlage II Absatz 3 des Übereinkommens vorgesehenen Vorbehalt Gebrauch macht und sich
das Recht vorbehält, von den Bestimmungen der Anlage I Kapitel III abzuweichen und eine
Zahl von theoretischen und praktischen Unterrichtsstunden vorzusehen, die von der in diesem
Kapitel vorgesehenen Zahl abweicht;

2. daß die Regierung Maltas gemäß denselben Bestimmungen von Artikel 7 Absatz 1 im übrigen
von dem in Anlage II Absatz 4 i des Übereinkommens vorgesehenen Vorbehalt Gebrauch
macht und sich das Recht vorbehält, von den Bestimmungen der Anlage I Kapitel III abzu-
weichen und die im Ausbildungsprogramm vorgesehene theoretische und praktische Ausbil-
dung in Wochenbett- und Neugeborenenpflege, Geisteshygiene und Psychiatrie und in der
Altenpflege und Altersheilkunde als Wahlfächer zu betrachten.

Schweiz

Die Schweiz hat sich anläßlich der Ratifikation am 19. August 1970 gemäß Artikel 7 des Über-
einkommens hinsichtlich der Anlage I Kapitel II das Recht vorbehalten, für die Bewerberinnen für
die Aufnahme in Krankenpflegeschulen eine Vorbildung vorzusehen, der acht Jahre einer allge-
meinbildenden Schule entsprechen und für die Bewerberinnen vorzusehen, daß sie nicht im Besitz
eines Abschlußzeugnisses sein müssen. Hinsichtlich der Anlage I Kapitel III hat sich die Schweiz
vorbehalten, eine Zahl von theoretischen und praktischen Unterrichtsstunden vorzusehen, die von
der in diesem Kapitel vorgesehenen Zahl abweicht.

Vereinigtes Königreich von Großbritannien und Nordirland

Das Vereinigte Königreich von Großbritannien und Nordirland hat anläßlich der Unterzeich-
nung am 21. Dezember 1967 erklärt, daß es gemäß den Bestimmungen des Artikels 7 Absatz 1 von
dem in Anlage II Absatz 4 i des Übereinkommens vorgesehenen Vorbehalt Gebrauch macht und
sich das Recht vorbehält, von den Bestimmungen der Anlage I Kapitel III abzuweichen und die im
Ausbildungsprogramm vorgesehene theoretische und praktische Ausbildung in Wochenbett- und
Neugeborenenpflege, Geisteshygiene und Psychiatrie und in der Altenpflege und Altersheilkunde
als Wahlfächer zu betrachten.

Kreisky


